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Die EG hat im Rahmen einer Direktive beschloßen, daß neue Bildschirmarbeitsplätze ausschließlich mit Software ausgerüstet werden sollen, die nach den Prinzipien der Ergonomie, aber auch nach anderen Anwender-bezogenen Prinzipien entwickelt worden sein muß. Diese Regelung ist seit Anfang 1993 auf EG-Ebene in Kraft.

Bis Ende 1996 gilt eine Übergangsfrist für die Nachbesserung von schon bestehenden Bildschirmarbeitsplätzen. Im öffentlichen Dienst gelten bereits diese Vorschriften.

Die Richtlinie muß in nationales Recht umgesetzt werden. Dies wird voraussichtlich im Sommer 1994 mit Hilfe einer ähnlich lautenden Verordnung erfolgen, so daß dann die EG-Richtlinie mit sofortiger Wirkung auch in Deutschland ihre Gültigkeit hat. Auf nationaler Ebene darf ausschließlich eine Verschärfung, keineswegs aber eine Abmilderung der EG-Richtlinien erfolgen. 

Die EG-Richtlinie mit der Bezeichnung 90/270/EWG (Bildschirmrichtlinie) besagt unter anderem für Konzipierung, Auswahl, Erwerb und Änderung von Software der Mensch-Maschine-Schnittstelle:

· Die Software muß benutzerfreundlich sein,

· die Grundsätze der Ergonomie sind insbesondere auf die Verarbeitung von Informationen durch den Menschen anzuwenden,

· die Software muß der auszuführenden Tätigkeit angepaßt sein,

· die Software muß gegebenenfalls dem Kenntnis- und Erfahrungsstand des Benutzers angepaßt werden können,

· die Systeme müssen den Arbeitnehmern Angaben über die jeweiligen Abläufe bieten,

· die Systeme müssen die Information in einem Format und in einem Tempo anzeigen, das den Benutzern angepaßt ist,

· ohne Wissen des Arbeitnehmers darf keinerlei Vorrichtung zur quantitativen oder qualitativen Kontrolle verwendet werden.

Desweiteren ist "der Arbeitgeber verpflichtet, eine Analyse der Arbeitsplätze durchzuführen, um die Sicherheits- und Gesundheitsbedingungen zu beurteilen, die dort für den jeweiligen Arbeitnehmer vorliegen; dies gilt insbesondere für die mögliche Gefährdung des Sehvermögens sowie für körperliche Probleme und psychische Belastungen".

"Die Arbeitgeber sind verpflichtet, sich über den neuesten Stand der Technik und der wissenschaftlichen Erkenntnisse auf dem Gebiet der Gestaltung der Arbeitsplätze zu informieren [...]."

Die EG-Richtlinie beinhaltet die Berücksichtigung der Grundsätze der Ergonomie, wie oben erwähnt. Wie die Grundsätze der Ergonomie aussehen, das wird in der Normenreihe ISO 9241-1 bis -17 der Internationalen Standardisierungs-Organisation festgelegt. Die Teile 10 (Dialog-Prinzipien) und 14 (Menü-Dialoge) werden voraussichtlich in diesem Frühjahr zur offiziellen Norm erklärt. Sie werden dann in deutschsprachige Normen umgesetzt (DIN EN-Normen). In diesen Normen ist auf sehr detaillierte Weise beschrieben, was man z.B. bei der Gestaltung von Masken, Menüs, von Dialogformen und Hilfesystemen, bei der Verwendung der Fenstertechnik oder "graphischen Benutzungsoberflächen" berücksichtigen sollte. Alle Einzelnormen 10 bis 17 gehen weit über existierende DIN-Normen hinaus. In einigen Teilen sind Maßnahmen zur Überprüfung von Benutzbarkeit (Usability) wie Tests oder Felduntersuchungen vorgesehen. Im Teil Menü-Dialoge kann beispielsweise ein Prozentwert errechnet werden, der es erlaubt, den Grad der Konformität zu den Normenbestandteilen auszuweisen (Compliance). Bei einem Test könnte eine Software mit 80% Konformität abschneiden, was bedeutet, daß 80% der anwendbaren Forderungen der Einzel-Norm von der Software erfüllt werden. Dies geschieht mit Hilfe von verschiedenen Beurteilungsverfahren, so auch Tests mit Benutzern. Diese Methoden sind seit langem Thema ergonomischer und psychologischer Verfahrensweisen und werden in den wenigen Usability-Labs von größeren Software-Häusern bereits eingesetzt. Diese Tests können auch im Rahmen der Qualitäts-Sicherungsmaßnahmen und -zertifizierung nach ISO 9000 verwendet werden.

Ob auf die ISO-Normen der Reihe 9241 innerhalb einer ersten Verordnung zur Umsetzung der EG-Richtlinie direkt von deutscher Seite Bezug genommen wird, ist noch unklar. Gewiß ist jedoch, daß der Arbeitgeber bzw. Käufer von Software bis 1996 Maßnahmen treffen müssen, die die in der EG-Richtlinie formulierten Mindestanforderungen an ergonomische Software gewährleisten.

Die Einhaltung der Normen wird sich sehr schnell als allgemeine Produkt-Forderung etablieren. Dem Käufer von Software wird nämlich hierdurch ein Mindestmaß an Ergonomie sichergestellt, ohne daß er sich selbst über Ergonomie informieren muß. Arbeitgeber als Käufer von Software werden auf die Einhaltung der ISO-Standards als "Stand der Technik" pochen, um sicher zu sein, der EG-Richtlinie (neuester Stand der Technik), dem Arbeitsschutzrahmengesetz oder dem Betriebsverfassungsgesetz (gesicherte, arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse) zu entsprechen.

Die Überprüfung von Software auf ihre ergonomische Qualität, vor allem während der Entwicklung, wird durch ISO-Normen erleichtert und standardisiert werden. So werden sich in Zukunft Software-Hersteller für ISO-Normen-konform erklären, auch wenn diese zunächst unverbindlichen Charakter haben sollten. 

Die deutsche Verordnung zur Umsetzung der EG-Richtlinie kann bedeuten, daß zahlreiche Software-Programme an die Forderungen der EG-Richtlinie und an internationale Normen (Grundsätze der Ergonomie) angepaßt werden müssen. In Zukunft werden auch die psychischen Folgen von unergonomischer Software auf die Gesundheit der Anwender in Form einer Unfallverhütungsvorschrift vorliegen. Somit können die Berufsgenossenschaften und die staatlichen Behörden bei psychischer Gefährdung der Gesundheit durch unergonomische Software Maßnahmen zu deren Abwendung fordern.

Die Richtlinie ist ausgesprochen "revolutionär" (Bernhard Brückner, Hessisches Arbeitsministerium, Frankfurter Rundschau vom 12.6.93) und mit erheblichen Konsequenzen verbunden. Denn während in der Vergangenheit das Thema Ergonomie im Software-Bereich eher dahindümpelte und es wissenschaftlichen Kreisen vorbehalten war, es zu einer sinnvollen Anwendung Software-ergonomischer Kenntnisse im Rahmen von wenigen Projekten kommen zu lassen, wird durch die EG-Richtlinie nun erstmals konkret dessen Berücksichtigung fixiert.

Die Richtlinie soll einen "Beitrag zur Verwirklichung der sozialen Dimension des Binnenmarktes" leisten. Die körperliche und psychische Gesundheit der Arbeitnehmer/Anwender ist zum zentralen Kriterium bei der Formulierung der EG-Richtlinie und internationaler Normen (ISO) gemacht worden. 

Gründe für diese Entwicklung und die "Einmischung" der EG in Form der Richtlinie sind wohl vornehmlich in der Uneinsichtigkeit der Entwickler zu suchen. Sie haben es leider versäumt, in der Vergangenheit ausreichend und gezielt in Benutzerfreundlichkeit zu investieren. Der volkswirtschaftliche Schaden durch Software, z.B. in Form von zusätzlich verbrauchter Arbeitszeit beim Bedienungsversuch von unbedienbarer Software seit massiver Einführung von DV-Technologie, ist schlichtweg nicht zu beziffern, er geht wohl in die Milliarden. Hinzu kommen die physischen (Repetitive Strain Injury, Schädigung der Sehnen) und psychischen Folgeschäden (gelernte Hilflosigkeit einschließlich Totalverweigerung der EDV-Benutzung) auf Anwenderseite und dadurch bedingte Fehlzeiten.

